
 DER MAGISTRAT DER UNIVERSITÄTSSTADT MARBURG 
 - Die Vorsitzende des Jugendhilfeausschusses - 
 
 
 
Magistrat der Universitätsstadt Marburg ♦ FD 51 ♦ 35035 Marburg  35037 Marburg, 22.01.2018 
      
  
  
 
 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zu der nächsten Sitzung des Jugendhilfeausschusses der Universitätsstadt Marburg laden 
wir Sie am 
 
 Donnerstag, 08. Februar 2018 um 16.00 Uhr, 

im Jugendamt der Universitätsstadt Marburg, Friedrichstr. 36, Marburg 
2. UG, Tagungsraum 

 
ein. Die Sitzung ist öffentlich. 
 
Tagesordnung:  
 
1. Begrüßung und Genehmigung des Protokolls vom 14.12.2017  
2. Bericht aus den Fachausschüssen, den AGen §78 und dem Jugendamt 
3. Nachwahl von Mitgliedern für den Fachausschuss Jugendförderung 
4. Vernetzung im präventiven Kinderschutz 
5. Große Anfrage der SPD-Fraktion betr. Trennungskinder in Marburg: VO/3868/2015 
6. Anträge 
7. Verschiedenes 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
gez. 
 
Kirsten Dinnebier 
Stadträtin 
 

Geschäftsstelle: 
Fachdienst: Zentrale Jugendhilfedienste 
Friedrichstr. 36, Raum 2.09 Herr Wege 
� 06421/201-1265, Fax: 06421/201-1595 
E-Mail:  
Jugendhilfeausschuss@marburg-stadt.de   
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Niederschrift 
Öffentliche Sitzung des Jugendhilfeausschusses 

DER UNIVERSITÄTSSTADT MARBURG 
 

Sitzungstermin: Donnerstag, 14.12.2017 
Sitzungsbeginn: 16:00 Uhr 
Sitzungsende: 18:00 Uhr 
Ort, Raum: Sitzungssaal -2.23, FB Kinder, Jugend, Familie 

Friedrichstraße 36, 35037 Marburg 

 

Anwesend waren vom Ausschuss: 

Stadträtin Kirsten Dinnebier 
Ulrich Severin 
Matthias Simon 
Mario Modry 
Marina Siffermann-Gorr 
Dr. Christa Perabo 
Roland Böhm 
Karin Ackermann-Feulner 
Martin Prezensa 
Cornelia Mietz 
Alexandra Böth 
Erwin Schnell 

Anwesend waren weiterhin: 

als beratende Mitglieder: Stefanie Lambrecht, Maria Flohrschütz, Simona Lison 
 
von der Verwaltung: Engelbert Sommer (FD 40), Peter Schmittdiel, Monika Stein, 

Werner Meyer, Ulrike Munz-Weege, Susanne Hofmann und 
Wolfgang Wege (alle FB Kinder, Jugend, Familie)  

 
als Gäste: Angela Stefan, Dorothee Griehl-Elhozayel, Alexander Thys, Mar-

kus Klonk, Marina Dörnemann, Rekha Vadivelu, Volker Robeck 
 
 
TOP 1 Begrüßung und Genehmigung des Protokolls vom 02.11.2017 

Die vorsitzende Stadträtin Kirsten Dinnebier eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass die Mitglie-
der des Jugendhilfeausschusses ordnungsgemäß geladen wurden und in beschlussfähiger An-
zahl erschienen sind. Sie begrüßt die Mitglieder des Jugendhilfeausschusses und die Gäste. Die 
vorgeschlagene Tagesordnung wird angenommen und das Protokoll vom 02.11.2017 ohne Än-
derungen genehmigt.  
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TOP 2 Bericht aus den Fachausschüssen, den AGen §78 und dem Jugendamt 

AG §78 Stationäre Hilfen: 
Hat nicht getagt. 
 
AG §78 Kinderbetreuung: 

Herr Meyer berichtet, dass die AG § 78 Kinderbetreuung am 07.11.2017 getagt und sich dort mit 
den Themen der beiden Unterarbeitsgruppen: AG I: Gebührenbefreiung: Mögliche Auswirkun-
gen auf die freien Träger und die „Zahlungsströme“ und AG II: Marburger Qualitätsstandards, 
insbes. Fachkraftschlüssel und Gruppengröße sowie den Punkten: Planung eines Fachtags zu 
Qualitätsstandards in der Kindertagesbetreuung und der aktuellen Bedarfssituation befasst und 
Frau Stein verabschiedet hat.    

Fachausschuss Jugendförderung: 
Frau Lison teilt mit, dass sich der Fachausschuss mit dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bzgl. der Erstellung des Jugendberichts befasst hat. Hierbei wünscht sich der Fachaus-
schuss, sich in einem dialogischen und Beteiligungsprozess einbringen zu können. Frau Lison 
kündigt die Einbringung eines eigenen Antrages unter TOP 6 an. Darüber hinaus wurde Frau 
Hofmann aus dem Fachausschuss verabschiedet. Der Fachausschuss bittet um Wahlvorschlä-
ge für die Nachwahl des ausgeschiedenen Herrn Aljoscha Tischkau für den Fachausschuss bis 
zur nächsten Jugendhilfeausschusssitzung.  
 
Fachausschuss Kinderbetreuung:  
Hat nicht getagt.  
 
Fachausschuss Hilfen zur Erziehung: 
Frau Flohrschütz teilt mit, dass sich der Fachausschuss in seiner Sitzung am 09.11.2017 mit 
dem 15. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung befasst und hierbei besonders die für 
den Fachausschuss relevanten Bereiche beleuchtet hat. In den künftigen Sitzungen will sich der 
Fachausschuss in einem ersten Schritt mit Kapitel 7: Inklusion im Gefüge der Dienste und in 
einem zweiten Schritt mit dem Feld der Jugendberufshilfe und deren Verortung in der Jugendhil-
fe, beschäftigen. Der Fachausschuss wünscht sich hier, dass Herr Zentner als ausgewiesener 
Fachmann der Jugendberufshilfe in der Universitätsstadt Marburg referiert. Und in einem 3. 
Schritt will sich der Fachausschuss mit dem Prozess der Digitalisierung auseinandersetzen. Der 
Fachausschuss wird sich bewusst nicht mit dem Thema Ganztagsschule beschäftigen. 
 
Bericht aus dem Jugendamt: 
Frau Lambrecht weist nochmals auf die vielen personellen Veränderungen im Jugendamt hin. 
Innerhalb von einem ¼ Jahr scheiden mehrere erfahrene Kolleginnen nach zum Teil 40-
jährigem Dienst aus dem Jugendamt aus und hinterlassen Lücken. Sie stellt Frau Angela Ste-
fan, die ihren Dienst ab 01.01.2018 als Fachdienstleitung des FD 58 - Kinderbetreuung antreten 
wird, vor. 
Frau Lambrecht teilt zur Umsetzung der Unterhaltsvorschussreform mit, dass derzeit rund 460 
neue Anträge seit Inkrafttreten des Gesetzes bei der Unterhaltsvorschussstelle eingegangen 
sind, womit diese Zahl im erwarteten Rahmen liegt. Die Bescheidung der noch zum großen Teil 
offenen Anträge wird bis zum Frühjahr 2018 dauern. 
Herr Schmittdiel erläutert, dass seitens der Universitätsstadt Marburg das Interessenbekun-
dungsverfahren für BIWAQ erfolgt ist. 
Frau Lambrecht lädt zur Eröffnung und grundsätzlich zur Nutzung des Eispalastes in der Zeit 
vom 15.12.2017 bis zum 28.01.2018 ein. Hierzu wurde der Flyer als Tischvorlage verteilt.  
Frau Lambrecht informiert, dass 2018 die turnusmäßige Jugendschöffenwahl ansteht.  
Am 23.01.2018 finden die Haushaltsberatungen des Haupt- und Finanzausschusses zusammen 
mit den verschiedenen anderen Fachausschüssen und mit dem Jugendhilfeausschuss ab 16:00 
Uhr statt. Einladung hierzu ergeht in den kommenden Tagen. 
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Zukünftig wird die Protokollierung der Sitzung des Jugendhilfeausschusses in verschlankter 
Form stattfinden. 
Aktuell hat die Landesregierung den Entwurf zum Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetzbu-
ches in den Landtag eingebracht. Dabei ist besonders die Umsetzung der versprochenen Ge-
bührenbefreiung im Kindertagesstättenbereich relevant. Für die Kommunen besteht noch bis 
zum 17.01.2018 Gelegenheit zur Stellungnahme an den Hessischen Städtetag. Hiervon wird die 
Universitätsstadt Marburg Gebrauch machen.  
 

TOP 3 Nachwahl von Mitgliedern der Beiräte der Käthe-Kollwitz-Schule und der Schu-
le für Erziehungshilfe (Schule am Schwanhof) 

Frau Dinnebier erläutert die Notwendigkeit der Nachwahl für die beiden Beiräte und schlägt für 
die Nachwahl von Frau Monika Stein in den Beirat der Käthe-Kollwitz-Schule Frau Angela Ste-
fan und für die Nachwahl von Herrn Werner Seitz in den Beirat der Schule für Erziehungshilfe 
(Schule am Schwanhof) Frau Simona Lison (bsj) vor. Frau Stefan und Frau Lison werden in ge-
trennten Wahlgängen per Akklamation einstimmig ohne Gegenstimmen und Enthaltungen ge-
wählt.  
 

TOP 4 Ausbau und Perspektiven der Kinderbetreuung   

Frau Dinnebier führt in das Thema ein. Herr Meyer erläutert den Sachstand zum Ausbau und 
den Perspektiven der Kindertagesbetreuung in der Universitätsstadt Marburg in den Jahren 
2018 bis 2020 anhand der als Tischvorlage ausgeteilten umfangreichen Expertise und der mit-
tels Power Point dargestellten Zahlen. Frau Dinnebier dankt den Trägern in der Kinderbetreuung 
für die gute Kooperation, auch in der Vorbereitung dieser Vorlage. Bereits im Vorfeld im Novem-
ber haben der Magistrat und die Stadtverordnetenversammlung in ihrer Sitzung am 17.11.2017 
ihren Willen bekräftig, auch angesichts unerwartet und erheblich steigender Geburtenzahlen, die 
Kinderbetreuung auf hohem Niveau zu gewährleisten. Dazu gehört sowohl der zeitliche Umfang 
des Angebots als auch die pädagogische Qualität, die sich auch durch deutlich günstigere Per-
sonalschlüssel auszeichnen soll. Die gute Zusammenarbeit stellt eine solide Basis für die weite-
re gemeinsame Arbeit dar. Die Tischvorlage beschäftigt sich ausdrücklich mit den stadtteilbezo-
genen und somit besonderen Bedarfen. Sie wird im Jugendhilfeausschuss erörtert und disku-
tiert. Der Jugendhilfeausschuss wünscht die kurzfristige elektronische Übersendung und Vorstel-
lung im Sozialausschuss. Die dafür notwendige Magistratsvorlage bringt Herr Meyer auf den 
Weg.  
 

TOP 5 Themenplanung 2018 

Seitens der Geschäftsstelle wurde eine Tischvorlage mit Übersicht über alle in 2017 behandel-
ten Themen im Jugendhilfeausschuss und bisher in der Themenplanung festgehaltenen The-
men, welche aber noch nicht erörtert wurden, verteilt. Die Liste wurde vom Jugendhilfeaus-
schuss um weitere Punkte ergänzt: 

• Perspektiven und Entwicklung von umA und Flüchtlingskindern aus Familie. Hierzu 
Stand Schule, Ausbildung und Wohnen.  

• Laufende Berichte/Begleitung zur Erstellung des Marburger Jugendberichts (Antrag 
Bündnis 90/Die Grünen) mit den Fragestellungen: Wo stehen wir und was steht in diesen 
Bereichen an? Auch in Bezug auf rassistisches Verhalten bei Jugendlichen. 

• Auswirkungen über Kürzungen des Haushalts 2017 bei den Freien Trägern. 

• Kinderschutz und Kindeswohlgefährdung,  

• Fremdplazierung – Pflegefamilien und Heimunterbringung,  

• Einrichtung einer Ombudsstelle,  
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• Sucht- und Drogen - Prävention und Behandlung von Jugendlichen und jungen Heran-
wachsenden,  

• Kinderarmut – Wie geht es Kindern in prekären Lebenssituationen ihrer Familien.  

Weitere Themenwünsche können direkt an die Geschäftsstelle gerichtet werden.  
 

TOP 6 Anträge 

Frau Lison beantragt für den Fachausschuss Jugendförderung, dass der Fachausschuss Ju-
gendförderung beauftragt wird, aktiv an der Erstellung des Jugendberichts mitzuwirken und dazu 
eine AG Jugendbericht einrichten kann, an der auch das Jugendamt, die Philipps-Universität 
und der Fachausschuss beteiligt sind. Diese AG soll regelmäßige Berichte über den Fachaus-
schuss im Jugendhilfeausschuss liefern. Frau Lison erläutert den Antrag und dass die Einrich-
tung dieser AG den dialogischen Prozess und die Beteiligung bei der Berichterstellung gewähr-
leisten soll und ebenso die fachliche Auseinandersetzung garantiert ist. Der Jugendhilfeaus-
schuss stimmt über den Antrag ab. Er nimmt den Antrag einstimmig ohne Gegenstimmen an. 
Damit ist der Fachausschuss Jugendförderung beauftragt, aktiv an der Erstellung des Jugend-
berichts mitzuwirken und kann dazu eine Arbeitsgemeinschaft Jugendbericht einrichten.  
 

TOP 7 Verschiedenes 

Herr Schmittdiel weist auf die am 15.04.2018 im Erwin-Piscator-Haus stattfindende Veranstal-
tung von MaBison hin und bittet die Ausschussmitglieder Kinder- und Jugendliche zur Teilnahme 
einzuladen.  
Frau Lison bedankt sich bei Frau Hofmann für die langjährige Tätigkeit in der Jugendhilfe und 
wünscht ihr für ihren weiteren beruflichen Weg, der mit der Jugendhilfe verbunden bleibt, alles 
Gute und überreicht ein kleines Präsent. 
Frau Hofmann weist auf Veranstaltungen der Modellregion Inklusion am 15.03.2018 im Erwin-
Piscator-Haus hin und kündigt die alsbald ergehende Einladung an.  
Frau Dinnebier weist auf den ausliegenden Flyer zur Eröffnung des Eispalastes hin und wünscht 
allen Ausschussmitgliedern und Gästen frohe Weihnachten und ein gutes neues Jahr 2018. 
 
Ende: 18:00 Uhr 
 

Marburg, den 20.12.2017 
 
 
 
gez.   gez. 
 
Kirsten Dinnebier   Wolfgang Wege 
Stadträtin    Protokoll 
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Große Anfrage der
SPD-Fraktion

Vorlagen - Nr.:
Status:
Datum:
Eingang:

VO/3868/2015
öffentlich
25.02.2015
25.02.2015

TOP

Magistrat

Beratende Gremien: Magistrat
Ausschuss für Soziales, Jugend und 
Gleichstellung

Große Anfrage der SPD-Fraktion betr. Trennungskinder in Marburg

Der Magistrat wird gebeten, folgende Fragen zu beantworten:

1. Wie haben sich die Trennungen und Scheidungen von Familien mit 
minderjährigen Kindern in den letzten 10 Jahren in Marburg entwickelt?

2. Wie viele Eltern (Mütter / Väter) haben eine Beratung (§17 SGB VIII) in den 
letzten Jahren in Anspruch genommen? 

3. Wie oft kam es mit welchem Ergebnis in den letzten 5 Jahren beim 
Familiengericht zu Auseinandersetzungen um das Sorge- bzw. das 
Umgangsrecht? 

4. In wie vielen Fällen wurde begleiteter Umgang vom Familiengericht 
angeordnet und in wie vielen Fällen wurde er von den Eltern (Mutter / Vater) 
beantragt? Welche Ergebnisse wurden beim begleiteten Umgang erzielt? 

5. In wie vielen Fällen kam es in den letzten 5 Jahren zum Sorgerechts- bzw. 
Aufenthaltswechsel von Trennungskindern? 

6. In wie vielen Fällen wurde aus welchen Gründen in den letzten 5 Jahren der 
Umgang mit einem Elternteil für wie lange ausgeschlossen? 

7. In wie vielen Fällen wurde der Umgang – nach langer Unterbrechung – wieder 
angebahnt und wie wirkte das Jugendamt bzw. ein Jugendhilfeträger dabei 
mit? 

8. Wie kooperieren die mit Trennung und Scheidung befassten Institutionen 
(Familiengericht, Jugendamt, Beratungsstellen etc.) miteinander? 

Begründung: 

„Allen Kindern beide Eltern“ Dies ist auch die Forderung der UN-Kinderkonvention 
als Recht der Kinder gegenüber ihren Eltern und der Gesellschaft.
Die meisten Eltern bleiben auch nach Trennung und Scheidung für ihre Kinder in der 
Verantwortung und versorgen und erziehen sie gemeinsam. Ein kleiner Teil der 
Trennungs- und Scheidungskinder leidet allerdings sehr darunter, dass ihre Eltern 
dies nicht hinbekommen. Hierzu sieht das SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfe) 
zahlreiche Möglichkeiten der Unterstützung, Begleitung und Beratung vor. Es ist zu 
klären, ob diese ausreichend zur Unterstützung der betroffenen Kinder und 
Jugendlichen genutzt werden.
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Ulrich Severin    Kirsten Dinnebier
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Der Magistrat Marburg, 27.04.2017 

 
 
 
 
 
 
 
Herrn Stadtverordneten 
Ulrich Severin 
Ginseldorfer Weg 14 a 
35039 Marburg 
 
Frau Stadtverordnete 
Kirsten Dinnebier 
Wilhelm-Raabe-Weg 4 
35039 Marburg 
 
 
 
 
Große Anfrage der SPD-Fraktion betr. Trennungskinder in Marburg 
 
 
Sehr geehrter Herr Severin, 
sehr geehrte Frau Dinnebier, 
 
die Große Anfrage beantworten wir wie folgt: 
 
Zunächst möchten wir vorausschicken, dass wir für einen solch langen Erhebungszeitraum auf 
zum Teil nur unvollständige Daten zurückgreifen konnten. Es hat auch auf den Positionen der 
einzelnen Sachbearbeiter verschiedene personelle Wechsel gegeben. Wir haben jedenfalls 
unsere vorhandenen Daten so genau und vollständig ausgewertet, wie es uns unter den 
gegeben Bedingungen möglich gewesen ist. 
 
Zu den Fragen im Einzelnen können wir folgendes berichten: 
 
1. Wie haben sich die Trennungen und Scheidungen von Familien mit minderjäh-

rigen Kindern in den letzten 10 Jahren in Marburg  
entwickelt? 

 
Hier wurden rein quantitativ die Fälle gezählt, in denen das Jugendamt im Kontext von Tren-
nung und Scheidung tätig geworden ist. Hierbei wurde nicht unterschieden, ob der Zugang 
über das Familiengericht oder die Personensorgeberechtigten erfolgte.  
 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 

138 144 162 175 191 160 150 146 128 137 

 
Die tabellarische Darstellung zeigt die Verteilung der Häufigkeit des Tätigwerdens des Ju-
gendamtes über die letzten 10 Jahre. Insgesamt ist das Jugendamt in den Jahren 2007 bis 
2016 in 1531 Fällen tätig gewesen. Auffällig ist eine Häufung von Fällen in den Jahren 2009 
bis 2012. 
 
Für die Fragen 2 bis 7 haben wir einen Fünfjahreszeitraum von 2012 bis 2016 zu Grunde 
gelegt.  
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2. Wie viele Eltern (Mütter / Väter) haben eine Beratung (§17 SGB VIII) in den letz-
ten Jahren in Anspruch genommen?  

 

Fallzahl insge-
samt 

Beratung durch Mut-
ter initiiert 

Beratung durch  Vater 
initiiert 

Initiative nicht 
zugeordnet 

347 197 129 21 

 
Insgesamt haben in den Jahren 2012 bis 2016 347 Elternteile Beratungen nach § 17 SGB 
VIII (Beratung in Fragen der Partnerschaft, Trennung und Scheidung) in Anspruch genom-
men. Hierbei ging die Initiative mehrheitlich von den Müttern aus. In den Fällen, die eindeutig 
zugeordnet werden konnten, traf dies in über 60% jener Fälle zu. 
 
 
3. Wie oft kam es mit welchem Ergebnis in den letzten 5 Jahren beim Familienge-

richt zu Auseinandersetzungen um das Sorge- bzw. das Umgangsrecht?  

 

Fallzahl 373 

Fall entwickelt sich von strittig zu einvernehmlich 132 

Fall bleibt strittig 57 

Rücknahme des Antrags 31 

JA wird Vormund oder Pfleger 31 

Familiengericht erteilt Auflagen 27 

Beschluss des Familiengerichts zugunsten  

von Mutter oder Vater 
37 

Begleiteter Umgang 45 

Sonstiges 28 

 
Im Erhebungszeitraum zwischen 2012 und 2016 gab es in 373 Fällen Auseinandersetzungen 
bezüglich des Sorge- bzw. Umgangsrechts. Die Kriterien in der oben stehenden Tabelle 
spiegeln unsere Erhebungssystematik wieder. Daher können wir nur zu den erhobenen Da-
ten Aussagen machen. Bemerkenswert ist, dass in 163 Fällen sich eine einvernehmliche 
Lösung erreichen ließ. (Einvernehmliche Entwicklung und Rücknahme des Antrages) Inter-
ventionen des Familiengerichtes gab es in 103 Fällen. Hier werden die Kriterien Begleiteter 
Umgang, gerichtliche Auflagen und Vormund- bzw. Pflegschaft subsummiert.  
 
 
4. In wie vielen Fällen wurde begleiteter Umgang vom Familiengericht angeordnet 

und in wie vielen Fällen wurde er von den Eltern (Mutter / Vater) beantragt? 
Welche Ergebnisse wurden beim begleiteten Umgang erzielt?  

 

Fallzahl Begleiteter 
Umgang über 
Familiengericht 

Antrag 
Mutter 

Antrag 
Vater 

weiterhin 
strittig 

Umgang 
konnte 
etabliert 
werden 

84 45 22 17 23 37 
 

 
Insgesamt wurde in 84 Fällen ein begleiteter Umgang durchgeführt. In 45 Fällen wurde der 
durch das Familiengericht ins Werk gesetzt. In 39 Fällen wurde Begleiteter Umgang auf An-
trag von Elternteilen initiiert. Hierbei handelt es sich um Fälle, in denen der Bedarf bereits in 
der Beratung der Eltern deutlich wurde. Das Familiengericht ist in diesen Fällen dann nicht 
involviert. Innerhalb des Erhebungszeitraumes 2012 – 2016 konnte in 37 Fällen ein Umgang 
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ohne weitere unterstützende Leistungen etabliert werden. In 23 Fällen blieb die Angelegen-
heit strittig.  
 
 
5. In wie vielen Fällen kam es in den letzten 5 Jahren zum Sorgerechts- bzw. Auf-

enthaltswechsel von Trennungskindern?  
 
Im genannten Zeitraum sind uns in 22 Fällen solche Veränderungen bekannt geworden. 
 
 
6. In wie vielen Fällen wurde aus welchen Gründen in den letzten 5 Jahren der 

Umgang mit einem Elternteil für wie lange ausgeschlossen?  
 

Anzahl Gründe  Dauer 

2 Kindeswohlgefährdung dauerhaft 

2 Psych. Erkrankung 6 Monate 

1 Drogenkonsum 3 Monate 

1 Drogenkonsum 12 Monate 

1 Inhaftierung 3 Jahre 

1 Desinteresse 3 Jahre 

1 Keine Nennung 2 Jahre 

1 Kindeswohlgefährdung 1,5 Jahre 

1 Kindeswohlgefährdung 1 Jahr 

1 Misshandlung des Kindes dauerhaft 

1 Sicherheitsbedenken we-
gen des anderen Elternteils 

1,5 Jahre 

1 Sicherheitsbedenken we-
gen des anderen Elternteils  

6 Monate 

1 Sicherheitsbedenken we-
gen des anderen Elternteils 

4 Jahre 

1  Suchterkrankung 6 Monate 

1 Psych. Erkrankung 6 Monate 

1 Inhaftierung wegen Kapital-
verbrechen 

dauerhaft 

 
Zusammengefasst wurden von 2012 bis 2016 18 Elternteile vom Umgang ausgeschlossen. 
Die Dauer des Umgangsausschlusses betrug 6 Monate bis hin zum dauerhaften Ausschluss. 
Grundsätzlich ist der Gedanke des Kindeswohls handlungsleitend. Nur in Fällen, in denen 
das Kindeswohl durch den Umgang gefährdet wäre, kommt es zum Umgangsausschluss. 
Die Gründe sind im Detail mannigfaltig. Innerhalb der Nennungen, bei denen die Kindes-
wohlgefährdung differenzierter beschrieben wurde, sind die Merkmale Inhaftierung, Suchter-
krankung/Drogenkonsum, Gewalt gegen das Kind und psychische Erkrankung hervorzuhe-
ben. Deutlich wird auch, dass die Dauer des Ausschlusses Bezug auf den prozesshaften 
Charakter der Gegebenheiten im Einzelfall nimmt. Dauerhafte Ausschlüsse wurden nur dort 
angewendet, wo die Kindeswohlgefährdung oder die Folgen als manifest eingestuft wurden.  
 
 
7. In wie vielen Fällen wurde der Umgang – nach langer Unterbrechung – wieder 

angebahnt und wie wirkte das Jugendamt bzw. ein Jugendhilfeträger dabei mit?  
 
Zunächst wurde der Begriff der langen Unterbrechung definiert. In der Erhebung wurden 
Fälle berücksichtigt, in denen seit mehr als einem Jahr kein Umgang mehr stattgefunden 
hatte. Im Bereich der stattgefundenen Unterstützungstätigkeiten sind Mehrfachnennungen 
sind möglich 
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Fallzahl ins-
gesamt 

Beratung 
durch JA 

Vermittlung 
zur Bera-
tung an an-
dere Stelle 

begleiteter 
Umgang 

Hilfe ein-
geleitet 

Mitwirkung 
Familiengericht 

43 
 

19 17 26 3 20 

 
In 43 Fällen konnten die Umgangskontakte zwischen Kind und dem abwesenden Elternteil 
nach einer Unterbrechung von über einem Jahr wieder angebahnt werden. In 19 Fällen wur-
de die Beratung durch das Jugendamt selbst durchgeführt. In 17 Fällen vermittelte das Ju-
gendamt an andere Beratungsstellen weiter. 29 unterstützende Maßnahmen, wie Begleiteter 
Umgang oder Hilfen zur Erziehung, wurden eingeleitet. In 20 Fällen war das Familiengericht 
zur Klärung tätig. In diesen Fällen wirkte das Jugendamt im Verfahren mit.  
 
 
8. Wie kooperieren die mit Trennung und Scheidung befassten Institutionen (Fa-

miliengericht, Jugendamt, Beratungsstellen etc.)  
miteinander?  
 

Grundsätzlich kooperieren die genannten Stellen permanent fallbezogen. Es gibt Arbeitsbe-
ziehungen bezogen auf den Begleiteten Umgang und die Weiterverweisung von Fällen mit 
anderen Beratungsstellen, dem Familiengericht, den Verfahrensbeiständen und weiteren 
Stellen. Fallübergreifend finden Abstimmungsgespräche mit den Erziehungsberatungsstellen 
und den Trägern der freien Jugendhilfe, die im Kontext von Trennung und Umgang tätig sind, 
statt. 
Anlassbezogen gibt es darüber hinaus Kooperationsgespräche mit Richtern und Richterin-
nen am Familiengericht.  
 
Zuständiger Dezernent: Bürgermeister Dr. Franz Kahle 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
Dr. Thomas Spies 
Oberbürgermeister 
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